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Ergebnisse einjähriger 
Arbeit von 30 Verbänden 
und Körperschaften

Presseerklärung 
vom 14. Oktober 2000

Dringender Handlungsbedarf
zugunsten der Ärzte

in den neuen Ländern

„Weiterentwicklung der medizinischen
Versorgung“ lautete das Thema der
Podiumsdiskussion und anschließender
Pressekonferenz, welches am Sonn-
abend, den 14. Oktober 2000 in Dresden
stattfand. Vorgestellt und engagiert disku-
tiert wurde das gemeinsame Positions-
papier von 30 im Bündnis Gesundheit
2000 zusammenwirkenden Verbänden
und Körperschaften in Sachsen.
Das sächsische Bündnis erschöpft sich
nicht in Kritik und Ablehnung, zum
Beispiel der Budgetierung in jeglicher
Form, sondern es skizziert seine Vorstel-
lungen wirklicher Reformierung des Ge-
sundheitswesens unter weitgehender Bei-
behaltung des Solidarprinzips.
Demnach muss der Grundkonflikt zwi-
schen globalem Versorgungsanspruch
unter sich verändernden Bedingungen

und dessen Finanzierbarkeit, die jetzt an
ihre Grenzen stößt, gelöst werden. Hier
helfen keine neuen Kontrollsysteme und
deren Verwaltungsapparat, sondern Poli-
tik und Gesellschaft müssen ihre Ge-
sundheitsziele und deren Finanzierbar-
keit neu definieren, wie dies auch in der
Rentenfinanzierungsdebatte geschieht.
In der Aktionswoche Ende September
2000 wurde die neue Qualität des Zu-
sammenwirkens erstmalig deutlich im
gemeinsamen Aufruf der sächsischen
Hausarzt-, Facharzt- und Psychothera-
peutenverbände, der von mehr als 90 %
aller Praxen in ganz unterschiedlicher
Weise umgesetzt wurde.
Unter dem Druck rot-grüner Gesund-
heitspolitik ist eine deutliche Annähe-
rung zwischen den Bündnispartnern ge-
wachsen. Dies kommt sowohl in dem

Positionspapier sowie auch im gemein-
samen Handeln zum Ausdruck. 
Die Leistungserbringer erklären auch wei-
terhin ihre Bereitschaft zum Handeln,
wenn Verhandlungen keine Ergebnisse
erwarten lassen. Beides geschieht in Ab-
stimmung und Zusammengehen der
Partner im Bündnis in Verantwortung
gegenüber den Patienten und der Gesell-
schaft. Das Sächsische Bündnis Gesund-
heit 2000 erklärt nochmals, dass es be-
sondere und dringende Probleme im Ge-
sundheitswesen der neuen Länder gibt,
die von der Bundesregierung ungenü-
gend wahrgenommen werden.
Das Sächsische Bündnis Gesundheit 2000
möchte den politischen Entscheidungs-
gremien die Erwartung signalisieren, dass
diese in Zukunft die Kompetenz der Leis-
tungserbringer rechtzeitig einbeziehen.

Rasches Handeln der Bundesregierung
ist nach Auffassung des Sächsischen
Staatsministers für Soziales, Gesund-
heit, Jugend und Familie, Dr. Hans
Geisler, zur Verbesserung der ärztlichen
Vergütung in den neuen Ländern ge-
boten. Die Fachärzte im Freistaat Sach-
sen haben im ersten Quartal 2000 einen
Rückgang der Punktwerte von bis zu 31 %
zu verzeichnen. Die Prognosen für das
zweite Quartal sind nach Angaben der
Kassenärztlichen Vereinigung Sachsen
nicht besser. 
Auslöser dieser Entwicklung sind bei-
spielsweise die Mitgliederverluste von
sächsischen Krankenkassen an geöffnete
Betriebskrankenkassen mit Sitz in den

alten Bundesländern sowie Leistungs-
zunahmen bei den Fachärzten.
Eigentliche Ursache für die unzurei-
chende Vergütung der sächsischen Ärzte
ist aber nach Auffassung des zuständigen
Gesundheitsministers die Budgetierung
der ärztlichen Vergütung. Durch eine
andere Honorarverteilung würde sich
dieses Problem daher nicht aus der Welt
schaffen lassen. Wegen der Trennung der
Honoraranteile zwischen Haus- und Fach-
ärzten ist es nicht möglich, einen Aus-
gleich herbeizuführen. Dies würde das
Problem auch nicht endgültig lösen. Es
fehlt insgesamt an Geld.
Diese Situation wird kritisch vor dem
Hintergrund, dass die Vergütung der

Ärzte in den neuen Ländern ohnehin im
Vergleich zu den Ärzten in den alten
Bundesländern zu niedrig ist. Werden im
Westen im ersten Halbjahr 2000 von den
Krankenkassen nach deren Angaben, die
als zuverlässig gelten und jederzeit über-
prüfbar sind, 17,96 % für die ärztliche
Vergütung ausgegeben, so sind es in den
neuen Ländern 14,57 %. Dies sind
Fakten, die auch durch Zahlen über
Durchschnittseinkommen aus dem Jahr
1998 nicht widerlegt werden können.
Die niedrigere Vergütung ist ein Ost-
problem, welches sich im Freistaat Sach-
sen existenzbedrohend auswirken kann.
Das Problem kann nur dadurch gelöst
werden, dass der Budget-Deckel geöffnet
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wird, also mehr Geld in die ärztliche
Vergütung fließt. Zu erreichen ist dies
durch den Einsatz von Mitteln aus dem
gesamtdeutschen Risikostrukturausgleich.
Dieser wird ab dem Jahre 2001 stufen-
weise eingeführt und wird den ost-
deutschen Krankenkassen Mehreinnah-
men bringen. Diese sollten stufenweise

auch für die Verbesserung der Vergütung
bestimmter finanziell benachteiligter
Leistungserbringer, vor allem aber der
Ärzte verwendet werden können. Beitrags-
satzerhöhungen sind nach Einschätzung
des sächsischen Gesundheitsministers für
sächsische Kassen dadurch nicht zu be-
fürchten. 

Der Bundesgesetzgeber ist dringend zum
Handeln aufgerufen. Sachsen ist zur Mit-
arbeit und zu Gesprächen jederzeit bereit,
betonte Dr. Hans Geisler am 29. 9. 2000
in Dresden.

Pressemitteilung des Sächsischen
Staatsministeriums für Soziales, Gesundheit,

Jugend und Familie

Aus der
Vorstandssitzung 1. November 2000

Nach der Begrüßung durch den Präsi-
denten sowie der Protokollbestätigung
und der Beschlusskontrolle aus der letz-
ten Vorstandssitzung folgte eine lebhafte
Diskussion über den Stand, die Pro-
bleme und Gedanken zur gesundheits-,
sozial- und berufspolitischen Lage.
■ Eine sehr positive Bilanz konnte über
die am 14. 10. 2000 in Dresden stattge-
fundene Podiumsdiskussion des „Bündnis
Gesundheit 2000 in Sachsen“ gezogen
werden. Von den Referenten wurde das
in über einjähriger Tätigkeit in verschie-
denen Arbeitsgruppen erstellte gemein-
same Positionspapier eindrucksvoll prä-
sentiert, was auch bundesweit ein sehr
positives Echo hervorrief. Die sich an-
schließende Diskussion der Vertreter der
Bündnispartner sowie der Kassen und
der Politik verlief sehr konstruktiv. 
■ Das Fortbildungsdiplom soll mög-
lichst deutschlandweit vereinheitlicht
und aufgewertet werden. Nachgedacht
wird zum Beispiel über eine Vergünsti-
gung bei der Berufshaftpflichtversicherung.
■ Für den Berlinumzug ist vorgesehen,
dass sowohl die Bundesärztekammer als
auch die Kassenärztliche Bundesvereini-
gung und die Krankenhausgesellschaft
einen gemeinsamen Gebäudekomplex er-
richten und beziehen.

■ Für die am 11. 11. 2000 in Dresden
stattfindende 23. Kammerversammlung
wurden noch letzte organisatorische Pro-
bleme besprochen.
■ Eine kleine Delegation unter Leitung
unseres Präsidenten weilte anlässlich des
50. Jahrestages der Medizinischen Aka-
demie Breslaus in Polen. Es konnten hier
bereits bestehende Kontakte vertieft und
weitere gegenseitige Konsultationen ver-
einbart werden.
Berufsrecht: Wie nahezu in jeder Vor-
standssitzung musste auch diesmal wieder
über einen Widerspruch gegen einen
Rügebescheid sowie über Rügeverfahren
und Rügebescheide und über den Antrag
auf Einleitung eines berufsgerichtlichen
Verfahrens befunden werden.
Finanzen: Der Vorstand befasste sich
mit der Haushaltinanspruchnahme per
30. 9. 2000. Insgesamt konnte vom kauf-
männischen Geschäftsbereich ein aus-
geglichener Haushalt vorgelegt werden.
Bis zum 30. 9. 2000 waren 98,4 % der
geplanten Erträge aus Kammerbeiträgen
erreicht. Für das Beitragsjahr 2000 sind
von 12.959 Mitgliedern die Kammer-
beiträge gebucht.
Weitere Themen:
■ Nach eingehender Beratung mit dem
Vorsitzenden des Ausschusses Rettungs-

dienst, Herrn Dr. Burgkhardt, konnte die
Satzung zur Änderung der Satzung zur
Erteilung des Fachkundenachweises Ret-
tungsdienst als Beschlussvorlage für die
23. Kammerversammlung beschlossen
werden. Inhalt ist die Änderung der Eig-
nungsvoraussetzungen zur Verbesserung
der ärztlichen Qualität gegenüber den
Rettungssanitätern.
■ Eine Nachberufung für den Ausschuss
Ärztinnen machte sich wegen eines
Todesfalles eines bisherigen Mitgliedes
erforderlich. Frau Dr. Kaschl wurde ein-
stimmig vom Vorstand in diesen wichti-
gen Ausschuss berufen.
■ Für die Arbeitsgruppe Durchführung
externer Qualitätssicherungsmaßnahmen
in der Kardiologie wurden vom Vorstand
vier Mitglieder benannt.

Dr. med. Claus Vogel
Vorstandsmitglied


